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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina 
Schulze, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Riedberger Horn: Wer mitverdient, kann nicht mit-
entscheiden 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Aus-
schuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 
und Sport über folgende Punkte zu berichten: 

─ Welche Konsequenzen hat es für die Gemein-
deratsbeschlüsse der Gemeinden Balder-
schwang und Obermaiselstein, dass bei der 
Beschlussfassung über die Aufstellung eines 
gemeinsamen Teilflächennutzungsplans „Ver-
bindungsbahn Grasgehren-Balderschwang“ 
der Erste Bürgermeister von Obermaiselstein, 
Peter Stehle, sowie weitere Gemeinderatsmit-
glieder aus Obermaiselstein und Balder-
schwang mitgewirkt haben, obwohl sie gleich-
zeitig Gesellschafter der „Grasgehrenlift Otto 
Schmid OHG“, dem potenziellen Betreiber der 
geplanten Verbindungsbahn, sind (vgl. Bericht 
der Süddeutschen Zeitung vom 8. Dezem-
ber 2016 „Riedberger Horn: Lokalpolitiker 
würden von Skischaukel profitieren“)? 

─ Was hält die Staatsregierung von der in einem 
von der Gesellschaft für ökologische For-
schung e.V. in Auftrag gegebenem Gutachten 
von Prof. Dr. Gerrit Mansesen geäußerten 
Rechtsauffssung, wonach Gemeinderäte und 
Erster Bürgermeister in dem oben geschilder-
ten Fall aufgrund persönlicher Betroffenheit 
nicht an der Beratung und Beschlussfassung 
über den Teilflächennutzungsplan mitwirken 

durften, wonach die getroffenen Beschlüsse 
rechtswidrig und im Falle der Gemeinde 
Obermaiselstein sogar unwirksam wurden 
(vgl. Gutachten vom 17. Januar 2017, Teilflä-
chennutzungsplan der Gemeinden Obermai-
selstein und Balderschwang Verbindungsbahn 
Grasgehren – Balderschwang)? 

─ Teilt die Staatsregierung die in Medienberich-
ten geäußerte Auffassung des Landratsamts 
Oberallgäu als zuständige Rechtsaufsichtsbe-
hörde, ein Mitwirkungsverbot nach Art. 49 
Bayerischen Gemeindeordnung (BayGO) be-
stehe bei der Beschlussfassung über den ge-
meinsamen Teilflächennutzungsplan im vor-
liegenden Fall nicht? 

─ Wie wirkt es sich aus Sicht der Staatsregie-
rung auf die persönliche Beteiligung nach Art. 
49 BayGO aus, dass bei einer OHG nach der 
gesetzlichen Regelung im Handelsgesetzbuch 
(HGB) grundsätzlich die Gesellschafter Träger 
aller gesellschaftlichen Rechte und Pflichten 
sind und einer unbegrenzten Haftung auch 
hinsichtlich ihres Privatvermögens unterliegen 
(§§ 105, 128 HGB)? 

─ Ist die Staatsregierung der Auffassung, dass 
bei der Frage nach einer persönlichen Beteili-
gung nach Art. 49 BayGO allein auf die vertre-
tungsberechtigten Gesellschafter abzustellen 
ist oder ergibt sich aus der unbegrenzten Haf-
tung der Gesellschafter einer OHG, dass die-
se persönlich betroffen sind, wenn ein Be-
schluss einer Angelegenheit der OHG einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann? 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Stel-
lungnahme des Landratsamts Oberallgäu rechtlich 
hinsichtlich eines Mitwirkungsverbots nach Art. 49 
BayGO bei der Beschlussfassung über den ge-
meinsamen Teilflächennutzungsplans „Verbin-
dungsbahn Grasgehren – Balderschwang“ über-
prüfen zu lassen. 

 


